

[image: cover]





Vorwort


Der Autor dieser Publikation ist Universitätshistoriker und Journalistik-Professor. Er wohnt seit drei Jahren in Wiesbaden und erforscht seitdem die kommunale Zeitgeschichte. Zuvor arbeitete er unter anderem über die Geschichte des hessischen Landespolitikers Georg-August Zinn. Er sucht in seiner wissenschaftlichen Arbeit immer die Verbindung zwischen Geschichte und Gegenwart. „Denn die Erarbeitung eines differenzierten Geschichtsverständnisses, das auf das Bedürfnis nach Erinnerung eingeht, aber das kollektive Gedächtnis wissenschaftlich diszipliniert, ist eine Lebensnotwendigkeit für eine demokratische politische Kultur“ (Konrad H. Jarausch, S. →). Allerdings ist „der Erlebnishorizont des Zeitzeugen nicht identisch mit dem Erklärungshorizont des Zeithistorikers“ (Hockerts, S. →). Zur Erkenntnismöglichkeit des Historikers gehört die geistige Distanz seines Interesses am lokalen Thema.


Die aktuelle Kommunalpolitik lebt dagegen natürlich vom unmittelbaren politischen Interesse, muss aber auf längerfristige Erfahrungen und Zukunftsperspektiven Bezug nehmen – jetzt auch auf die Post-Corona-Zeit.


Das heißt, die zeitgeschichtlichen Zusammenhänge müssen geklärt und unter Bezug darauf zukunftsbezogene Ideen entwickelt werden. Das ist in Wiesbaden gerade nach der bürgerschaftlichen Ablehnung des Projekts Citybahn nötig.


Aber es gibt in Wiesbaden allgemeine imagepolitische Mängel. Das städtische Geschichts-Selbstbild ist zu sehr auf die Kaiserzeit als prägende „Glanzzeit“ bezogen und zu pr-lastig. Es ist so etwas wie ein lokaler Mythos entstanden; gipfelnd in Begriffen wie „Weltkurstadt“ oder „Nizza des Nordens“. Bei deren Gebrauch kann man in einer Art Erinnerungsglück versinken. Das ist allerdings erinnerungspolitisch problematisch. Dem Selbstbild fehlen unter anderem sozial- und mentalitätsgeschichtliche Aspekte und eine hinreichende Einordnung in den Gesamtzusammenhang der deutschen Geschichte. Eine publizistische Ausnahme bilden dabei die Veröffentlichungen der Historiker Thomas Weichel und Philipp Kratz; inhaltlich ergiebig sind auch die Arbeiten von Brigitte Streich, Bernd-Michael Neese und Jörg Jordan.


Die vorliegende heimatgeschichtliche Literatur behebt jene Defizite nicht. Es geht in den meisten populären Publikationen weniger um historisch-politische Erkenntnisse als um optisch und verbal attraktive Lokalgeschichte. Die Distanz der kaiserlichen Prägung gegenüber der aufkommenden Industrie-Gesellschaft und der Demokratisierung hat die jüngere örtliche Geschichte und Kommunalpolitik nach 1946 zweifellos mitbestimmt.


Deutliche Veränderungen der städtischen Kommunalpolitik, der Struktur und der informellen Vernetzung brachten für Wiesbaden die Eingemeindungen von 1926/28, 1945 und 1977. Es kam mehr Bewegung in die kommunale Welt: vor allem durch die vielen zugezogenen Flüchtlinge und Vertriebenen, aber auch die amerikanische Besatzung.


In der Kommunalpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg haben die Sozial- und die Christdemokraten recht eng zusammengearbeitet; selbst als die Sozialdemokraten von 1964 bis 1977 eine deutliche Mehrheit hatten. Es waren wohl die Erfahrungen der Nazi-Zeit und die Erfordernisse der Aufbauarbeit, die diese Kooperation verursachten.


Die nur sehr zögerlichen Modernisierungstendenzen im 19. Jahrhundert und die Eigenarten der Kommunalpolitik jener Zeit hatten kommunalpolitische Wirkungen bis in die 60er Jahre des 20. Jahrhunderts. Es gab die Gewohnheit, offensichtlich fällige kommunale Projekte sehr zögerlich zu verfolgen und Vorgaben bzw. Entscheidungen vor allem „von oben“ zu erwarten, auch finanzielle Hilfen.


Diese politische Mentalität und die demütigende Behandlung der Wiesbadener durch die Besatzungen der Zwischenkriegszeit führten wohl auch zur schnellen Akzeptanz des NS-Regimes und trugen dazu bei, dass der NS-Oberbürgermeister Dr. Mix 1954 erneut zum Oberbürgermeister gewählt wurde. Nach dessen Ausscheiden 1960 versuchten die regierenden Sozialdemokraten mit ihrem Oberbürgermeister Georg Buch das „neue Wiesbaden“ zu gestalten. Eine Schubwirkung hatten dabei kommunalpolitisch zweifellos die geistigen, politischen und wirtschaftlichen Innovations-Impulse der Landesregierung unter dem Ministerpräsidenten Georg-August Zinn, der auf der Landesebene einen energischen Reformkurs vertrat. Darüber hinaus eroberten in allen Parteien junge Leute zunehmend die lokalpolitische Macht. Dabei setzten sich die Jusos für ein „menschliches Wiesbaden“ ein, in dem sie den Abriss historischer Teile der Stadt (vor allem von Villenvierteln) scharf kritisierten. So trugen sie zur Veränderung der Umbaugedanken und Abrisspläne des städtischen Beauftragten der Stadtentwicklung, Prof. Ernst May, bei; aber auch zum Festhalten am historisch-politischen Selbstbild. Bei den anderen Nachwuchspolitikern trat das sozialpolitische Interesse ebenfalls stärker in den Vordergrund. Die nach dem Krieg zunächst stark national geprägte FDP wandelte sich parteiintern z.B. zu einer sozial-liberalen Grundposition.


Der lokalpolitische Spielraum der Stadt war aber wegen ihrer andauernden Finanzschwäche sehr begrenzt – trotz der vielen reichen Rentner, die sich in der „schönen Stadt“ gerne ansiedelten. Dem privaten Reichtum stand öffentliche Armut gegenüber. Der Stadtkämmerer Dr. Feick (SPD) sagte 1964, es sei „mit Vorstellungen aus der Zeit des Ersten Weltkriegs … keine Kommunalpolitik mehr zu machen“. Und bei den Haushaltsberatungen 1966 fügte er hinzu: „Die Lage unserer Stadt ist schwierig und die Zukunft düster. Wiesbaden ist eine arme Stadt.“ In der Sicht des CDU-Stadtverordneten Dieter Mundas sah die Lage 1967 so aus: „Alle ehemalige Pracht und Herrlichkeit (ist) mehr oder weniger verwelkt“; die Landeshauptstadt sei „Notstandsgebiet geworden“. Im Jahr darauf wanderten acht Wiesbadener Unternehmen ab.


Der lokalpolitische Reformschwung in den 60er und 70er Jahren unter der Leitidee der Modernisierung führte zu neuen Stadtvierteln, zum Beispiel Klarenthal; die Idee scheiterte aber auch bei wichtigen Planungsmodulen wie zum Beispiel der „City Ost“. Was fehlte, war ein klares Zielbild der Stadtentwicklung. Das für Wiesbaden typische zögerliche Planungs- und Projekttempo blieb erhalten, zum Beispiel bei der Idee und dem Projekt eines neuen Stadtmuseums.


Den zeitgeschichtlichen Erkenntnisschwächen will diese Forschung und Publikation schrittweise abhelfen: durch ein größeres Projekt über das Thema „Gegenwartsgeschichte Wiesbadens seit 1960“ und durch diese Dokumentation zu Zeitzeugen-Gesprächen des Verfassers mit früheren wichtigen Funktionsträgern der Kommunalpolitik. Nicht alle Angesprochenen waren zu einem Zeitzeugengespräch bereit. Manche haben es zwar geführt, den gedruckten Dialogtext dann aber nicht autorisiert. Nicht zu einem Gespräch bereit war zum Beispiel der frühere Oberbürgermeister Hildebrand Diehl ( CDU). Den Text nicht autorisiert hat der frühere Oberbürgermeister Dr. Helmut Müller (CDU).


Die Gespräche enthalten Perspektiven und Erfahrungen, die jeweils durchaus subjektiv, parteilich und von begrenztem Erkenntniswert sind; für manche vielleicht auch befremdlich oder ärgerlich – jedenfalls multiperspektivisch. Aber sie waren und sind authentisch und in der Stadtentwicklung und -politik wirksam. Man kommt damit den psychologisch-politischen Hinter- und Untergründen der Lokalpolitik näher. Die informellen Kontakte, Zusammen- und Machtspiele kann man allerdings auch so nicht hinreichend erfassen. Dabei bleibt man großenteils auf Vermutungen angewiesen; zum Beispiel bezüglich der Zusammenarbeit der Fraktionsvorsitzenden bzw. Oberbürgermeister Achim Exner (SPD) und Hildebrand Diehl (CDU). Die erfassten Sichtweisen und Wahrnehmungen sind dennoch zentrale Momente der lokalen Erinnerungskultur und Zeitgeschichte.


Für die Geschichtsschreibung insgesamt bleiben natürlich auch die Archivalien des Stadtarchivs und die noch erhaltenen Medien der früheren Zeit bedeutsam. Sie haben auch die Fragen und Aspekte des Verfassers bei den Zeitzeugen-Gesprächen inspiriert.




ZEITZEUGEN-GESPRÄCH MIT



Minister a. D. Dr. Jörg Jordan (SPD)


Wiesbaden, 27.07.2018


SQ Herr Dr. Jordan, wie kamen Sie nach Wiesbaden?


JJ Mein Vater war ein Fan Georg-August Zinns und ein Bekenner der hessischen Bildungspolitik. Er wurde 1958 Schulrat in Wiesbaden. So kam auch ich hierher. Ich immatrikulierte mich als Jurastudent 1960 in Frankfurt. Dort wurde ich bei den Jusos aktiv und trat 1963 der SPD bei. Das war eine Art Familientradition. In Wiesbaden begann 1964 meine Referendarzeit, und ich trat auch dort den Jungsozialisten bei; 1967 wurde ich deren Vorsitzender; 1969 zum ersten Mal Vorsitzender der Wiesbadener SPD.


Zinn war in unserer Familie eine Art Obergott. „Hessen vorn!“ war ja damals ein sehr glaubhafter Satz. Er fußte auf Zinns Reformpolitik im Bildungsbereich, aber auch in seinem Einsatz für die technische Entwicklung. Dahinter stand die Meinung: gesellschaftlich-technischer Fortschritt dient auch und gerade dem kleinen Mann.


SQ Worauf richteten sich dann aber Ihre kritischen Wahrnehmungen in Hessen?


JJ Wir Jusos sind durch die Auseinandersetzung über den Vietnamkrieg und die Notstandsgesetze mobilisiert worden. Daraus erwuchsen massive Zweifel an der Weisheit der Parteiführung.


SQ Wie kam das zusammen: einerseits die Reformfreude und Zufriedenheit mit Blick auf Hessen und andererseits die kritische Wahrnehmung der Notstandsgesetze und des politischen Systems in der Bundesrepublik Deutschland?


JJ Der Zinn blieb die verehrte Figur. Die westliche Führungsmacht USA und auch der Parteivorstand in Bonn waren die zu kritisierenden Elemente. Die Landespolitik blieb dabei außen vor.


SQ Hat dabei Rudi Arndt eine mobilisierende Rolle gespielt?


JJ Ja, schon! Er war Sprecher des linken Flügels der SPD und ab 1975 auch Vorsitzender des SPD-Bezirks Hessen-Süd, der sich als innerparteiliche Opposition verstand. Auch landespolitisch gehörte Arndt als Wirtschafts- und als Finanzminister unter den Ministerpräsidenten Zinn und Osswald zu den dominierenden Figuren. Ich war zeitweise in seinem engsten Stab. Die parteipolitischen Konflikte auf der Landesebene haben uns als Jungsozialisten damals allerdings weniger beschäftigt.


SQ Aber Sie sind ja schließlich auf der kommunalpolitischen Ebene gelandet. Also von der deutschland- und weltpolitischen Ebene über die landespolitische hinweg auf die örtliche Ebene. Wie kam das?


JJ Das kam aus der konkreten Kommunalpolitik in Wiesbaden: eine Reaktion der Jusos auf die Stadtentwicklungs- und Verkehrspläne der Professoren May und Leibbrandt. Die sahen im Prinzip den Abriss der historischen Stadt vor. Alles, was alt war, sollte eigentlich weg. Die konkrete Umsetzung begann dann damit, dass zum Beispiel alte Häuser in der City-Ost über Nacht abgerissen wurden – unter dem Protest der Mieter. Die neuen Hauseigentümer wollten rasch abreißen und Bürohochhäuser nach dem May-Plan bauen. Es gab Spekulationsskandale in der Stadt. Das machte uns munter für die Stadtentwicklungspolitik. Wir stellten fest, dass nicht primär die Spekulanten das Problem waren, sondern die Stadtführung und das Stadtparlament, die das alles schon mehr oder weniger beschlossen hatten. Die Spekulanten setzten eigentlich nur das um, was kommunalpolitisch gewollt war. Wir fanden das kommunalpolitisch nicht vernünftig. Für mich und uns war es leicht, gegen diese verfehlte Kommunalpolitik die jungen Leute zu mobilisieren. Wir hatten als Jusos einen großen Zulauf. Die 68er in Wiesbaden waren nicht so sehr die Studenten. Der Schwerpunkt der Jusos waren wir, junge Beamte, junge Stadtinspektoren vor allem. Ich war zunächst hessischer Finanzbeamter und wurde 1972 Vorsitzender der SPD-Stadtverordnetenfraktion.


SQ Welche Beziehung hatten diese jungen Leute damals zum Marxismus, Kommunismus, Sozialismus oder zur linken Soziologie? Gab es von daher inspirierende ideologische Impulse?


JJ Offen gestanden nein. Die theoretische Sicht der Dinge hat uns nicht sehr beschäftigt. Aber es gab schon die Übernahme marxistischer Begrifflichkeiten in die alltägliche politische Diskussion. Es gab allerdings einen Arbeitskreis um Willi Birkelbach, den Chef der Staatskanzlei, in dem sozialistisches Gedankengut besprochen wurde. Dazu lud er gezielt junge Leute ein, mich auch. In der politischen Praxis der Partei hat das aber keine Rolle gespielt. Allerdings wollte man den Nachwuchs über die Theorie für die Praxis gewinnen. Einen zweiten solchen Gesprächskreis unterhielt der Präsident des Bundeskriminalamtes, Kurt Herold, auch er nach seinem Selbstverständnis ein linker Sozialdemokrat.


SQ Wieso hatten jene jungen Leute so viel Erfolg auch im konservativen Wiesbadener Bürgertum?


JJ Mein und unser Erfolg hing vor allem damit zusammen, dass wir unsere Systemkritik mit Fällen aus der Wiesbadener Kommunalpolitik für die Menschen anschaulich gemacht haben, also z.B. mit dem Lehrbeispiel des städtischen Schwimmbads auf der Maaraue, einer Insel im abwasserverseuchten Rhein. Im Übrigen war ich ja Jurist und hatte begriffen, dass es eine Frage der kommunalen Rechtsetzung ist, zu verhindern, was wir in der Stadtentwicklung für falsch hielten. Das betraf z.B. Flächennutzungspläne, an denen sich die Spekulanten orientierten. Mit dieser Argumentation konnte ich bei den Jusos landen und in der SPD insgesamt, aber auch bei vielen Bürgern. Mit uns Jusos auf der Liste hat die SPD dann 1972 die absolute Mehrheit im Stadtparlament erobert, und wir konnten uns mit unserem kommunalpolitischen Konzept der Stadterhaltung dann gegen die May-Pläne durchsetzen.
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